
Inzwischen ist das Gesetz 2mm Schutze des Volks­
eigentums vom 2. Oktober 1952 in Kraft getreten und 
hat für die Behandlung der Inventurmanki eine wesent­
lich andere Situation geschaffen. Mit diesem Gesetz 
sind die Grundlagen geschaffen worden, um eine Siche­
rung des Volkseigentums zu gewährleisten. Es bedeu­
tet zu gleicher Zeit aber auch für die Justiz eine beson­
dere Verpflichtung, dieses Gesetz mit aller Schärfe anzu­
wenden, um den Verwaltungsorganen des staatlichen 
Einzelhandels die längst notwendig gewordene Unter­
stützung in ihrem Kampfe gegen die Inventurdifferen­
zen zu gewähren.

Inventurmanki können seit Bestehen des Gesetzes 
zum Schutze des Volkseigentums nicht mehr allein Ge­
genstand einer Schadensersatzklage vor dem Arbeits­
gericht sein, sondern gehören vor das Strafgericht. 
Wird ein Verschulden des Verkaufsstellen-Leiters oder 
eines anderen Angestellten an einem Fehlbetrag festge­
stellt, so kommt zumindest ein Beiseiteschaffen gemäß 
§ 1 VESchG in Betracht. Bei einer Verurteilung kann 
der Schadensersatzanspruch im Urteil selbst mit festge­
halten werden. Eine besondere Klage beim zuständigen 
Arbeitsgericht wird somit überflüsisg. Ist ein Schuld­
beweis jedoch nicht zu erbringen, so würde auch eine 
selbständige Klage vor dem Arbeitsgericht erfolglos 
sein.

Jeder Fehlbetrag in einer Verkaufsstelle muß irgend­
eine Ursache im Gefüge des Geschäftsablaufs haben und 
bedeutet in jedem Falle eine rechtswidrige Verminde­
rung des Volksvermögens. Ein Fehler ist es daher, Ver­
fahren einzustellen, wenn die Fehlbeträge wohl fest­
stehen, ein Verschulden des Verkaufsstellen-Leiters 
aber nicht ohne weiteres bewiesen werden kann. Es ist 
eine besondere Aufgabe unserer Ermittlungsbehörden 
und der Staatsanwaltschaften, diesen Ursachen auf den 
Grund zu gehen und die Schuldigen festzustellen. Nur 
auf diese Weise können wir die schweren Schäden, die 
unseren Werktätigen durch die hohen Fehlbeträge ent­
standen sind, verhindern.

Dr. Hilde B e n j a m i n weist in ihrem Aufsatz 
„Volkseigentum ist unantastbar“5) mit vollem Recht 
darauf hin, daß Richter und Staatsanwälte wohl den 
Sinn des Gesetzes zum Schutze des Volkseigentums er­
faßt haben und dies auch in ihren Urteilsbegründungen 
zum Ausdruck bringen, daß aber die Strafzumessungen 
vielfach nicht diesen Begründungen entsprechen. Jedes 
Urteil muß aber der gesellschaftspolitischen Bedeutung 
der Straftat entsprechen; jedes Ausweichen ist unver­
zeihliches Versöhnlertum und gibt den staatsfeindlichen 
Elementen neuen Auftrieb.

Für die praktische Auswirkung einer versöhnlerischen 
Anwendung des Gesetzes zum Schutze des Volkseigen­
tums im Kreis Weißwasser O/L seien nachstehend ei­
nige Beispiele angeführt:

Anfang Dezember 1952 wurde eine HO-Verkäuferin 
beim Diebstahl ertappt. Sie hatte 20 DM aus der ihr 
anvertrauten Ladenkasse entwendet. Die Täterin wurde 
zur Anzeige gebracht. Gleichzeitig wurde in der Anzeige 
bei der Schilderung des Tatbestandes darauf hinge­
wiesen, daß die Beschuldigte im Sommer 1952 in einer 
Verkaufsstelle als Leiterin eingesetzt und dieser 
Funktion auf Grund laufender Minusdifferenzen ent­
hoben worden war. So hatte sie z. B. am 30. Juni 1952 
eine Inventurdifferenz von etwa 3600 DM, die bis heute 
ungeklärt ist. In der polizeilichen Vernehmung gestand 
die Beschuldigte, im Mai 1952 in dieser Verkaufsstelle 
insgesamt 40 DM entwendet zu haben. Mehr hatte sie 
angeblich nicht gestohlen. Obwohl ein Verbrechen vor­
lag und der Verdacht weiterer Veruntreuungen auf 
Grund der Diebstähle im Mai 1952 und des damaligen 
hohen Fehlbetrages nicht von der Hand zu weisen war, 
wurde die Beschuldigte nicht in Haft genommen. Damit 
aber war jede weitere Ermittlungsarbeit illusorisch ge­
worden. In der Hauptverhandlung vor dem Kreisgericht 
Weißwasser wurde zu dem Problem der Inventurmanki 
nur oberflächlich Stellung genommen. Das Gericht be­
gnügte sich mit der Versicherung der Angeklagten, sich 
lediglich 40 DM angeeignet zu haben. Das Urteil lautete 
antragsgemäß auf 1 Jahr Zuchthaus. Erst zwei Monate 
später trat die Verurteilte ihre Strafe an, nachdem ein 
Gesuch um Arbeitsbewährung abgelehnt worden war.
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Dieser Fall zeigt deutlich ein Ausweichen des Gerichts. 
Es ist schlecht, wenn das Gericht wohl das neue Gesetz 
anwendet, auf der anderen Seite aber gewisser­
maßen nach Milderungsmöglichkeiten sucht, statt der 
Öffentlichkeit an Hand eines solchen Falles zu demon­
strieren, daß den Täter, der sich am Volkseigentum ver­
greift — auch wenn es sich dabei nur um geringe Werte 
handelt —, die volle Härte des Gesetzes trifft. Zu die­
sem Prozeß wurde eine größere Anzahl von Verkaufs- 
stellen-Leiterinnen und Verkäuferinnen herangezogen, 
um ihnen durch die Verhandlung die besondere Bedeu­
tung des Gesetzes zum Schutze des Volkseigentums 
klarzumachen. Das Ergebnis dieser anschaulichen Be­
lehrung mußte aber in diesem Falle negativ ausfallen, 
da eben die Bedeutung dieses Gesetzes in der Verhand­
lung nicht genügend zum Ausdruck kam.

Ein weiterer Fall: In einer Verkaufsstelle in Muskau 
entstanden im Verlauf von 9 Monaten rund 6000 DM 
Fehlbeträge, die nicht geklärt werden konnten. Die 
Verkaufsstellen-Leiterin konnte zu diesen Mankobe­
trägen ebenfalls keine stichhaltigen Erklärungen ab­
geben. Die angestellten Ermittlungen ergaben, daß die 
Leiterin monatelang den Naschereien eines Lehrlings 
zugesehen hatte, ohne auch nur ernstlich einen Schritt 
dagegen zu unternehmen. Außerdem hatte sie laufend 
betriebsfremde Personen in den Geschäftsräumen ge­
duldet und mehrmals einen Angestellten, der als Ver- 
kaufsstellen-Instrukteur tätig war, während der Mittags­
zeit im Geschäft eingeschlossen, obwohl sie bei diesem 
selbst ein unsicheres Gefühl hatte. Dies alles hatte sie 
getan, obwohl sie wußte, daß in ihrer Verkaufsstelle 
laufend Fehlbeträge festgestellt wurden. Sie hatte die 
Dinge treiben lassen und von sich aus nicht das Erfor­
derliche getan, um weitere Fehlbeträge zu verhindern. 
Gegen diese Verkaufsstellen-Leiterin wurde Anzeige 
■wegen Untreue erstattet. Obwohl die polizeilichen Er­
mittlungen das vorstehend geschilderte Ergebnis be­
stätigten, wurde das Verfahren eingestellt, da die Er­
mittlungsorgane und die Staatsanwaltschaft au* Grund 
des erwähnten Urteils des LAG Berlin vom 9. Mai 1952 
der Meinung sind, die HO - Hauptgeschäftsleitung 
habe den vollen Schuldbeweis zu erbringen. Diese Auf­
fassung der Ermittlungsorgane ist m. E. nicht richtig. 
In einer Verkaufsstelle des staatlichen Einzelhandels 
sind Fehlbeträge in Höhe von über 6000 DM entstanden. 
Das sind Gelder, die dem Aufbau unserer Friedenswirt­
schaft und damit unserer werktätigen Bevölkerung ent­
gangen sind. Dabei ist dies nur ein Teil der vielen un­
geklärten Mankobeträge, die überall im staatlichen Ein­
zelhandel auftreten. Diese Tatsache kann man aber 
nicht ruhig hinnehmen, sondern sie muß Veranlassung 
sein, mit allen Mitteln die Quelle der Fehlbeträge auf­
zuspüren und die Schuldigen zur Verantwortung zu 
ziehen. Eine Klage vor dem Arbeitsgericht würde eben­
falls zu keinem Erfolg führen, da der Schuldbeweis in 
diesem Falle nicht von der HO-Hauptgeschäftsleitung 
erbracht werden kann. Der Fehlbetrag müßte also als 
Verlust gebucht werden.

In einer anderen Verkaufsstelle in Muskau wurde 
bei einer Übergabeinventur ein Fehlbetrag von etwa 
750 DM festgestellt. Es handelte sich hierbei um eine 
sogenannte Einmann-Verkaufsstelle. Die Verkaufsstel­
len-Leiterin hat nach Aussagen des in dieser Verkaufs­
stelle beschäftigten Lehrlings ebenfalls betriebsfremde 
Personen (ihre Mutter) oft und längere Zeit hinter dem 
Ladentisch geduldet Außerdem hat sie ihrem Vater 
Geld aus der Ladenkasse für private Zwecke gegeben 
und sich in einigen Fällen Heizungsmaterial aus der 
Verkaufsstelle mit nach Hause genommen. Dem Lehr­
ling gab die Verkaufsstellen-Leiterin am Wochenende 
Wurstenden mit nach Hause, ohne eine Bezahlung dafür 
zu fordern. Da es sich bei dieser Verkaufsstellen-Lei­
terin um die Schwester der Verkaufsstellen-Leiterin r us 
dem vorher geschilderten Fall handelte, wurden die 
Ermittlungen gekoppelt. Jedoch auch hier wurden die 
Ermittlungen eingestellt, ohne die Verkaufsstellen-Lei­
terin zu den Aussagen des Lehrlings zu vernehmen.

Diese Beispiele beweisen eindringlich, daß unsere 
staatlichen Organe noch ein großes Aufgabengebiet vor 
sich haben. Richter und Staatsanwälte müssen sich ein­
gehend mit den geschilderten Problemen befassen. Dazu 
ist es notwendig, einen engeren Kontakt zwischen Justiz 
und staatlichem Einzelhandel herzustellen und einen 
regen Erfahrungsaustausch in die Wege zu leiten.

Kurt G r ä f n e r ,  Weißwasser O.-L.
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